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Abstract 
Der Artikel beschreibt den institutionellen Wandel
der öffentlich-rechtlichen Chambers of Commerce in
der Europäischen Union seit 1995. Erstmals werden
die entsprechenden Veränderungen einer zentralen
Institution der funktionalen Selbstverwaltung und
des organisierten Kapitalismus vergleichend erfasst
und kategorisiert. Zur Erklärung des unterschiedli-
chen Wandels werden die kammerspezifischen Ent-
wicklungen in Ungarn, Frankreich und Deutschland
vergleichend untersucht. Mit diesem ‚diverse cases‘-
Vergleich werden exemplarisch drei Mechanismen
des institutionellen Wandels der öffentlich-recht-
lichen Kammersysteme in Europa identifiziert. Zu
unterscheiden sind erstens der politics-getriebene
Mechanismus, der durch die Kombination der Unzu-
friedenheit in Teilen Kammermitgliedschaft mit dem
Prinzip der Wählerstimmenmaximierung und einer
Strategie des Majoritanismus geprägt ist, mit der die
Konzentration exekutiver Ressourcen und die
Schwächung (nicht nur) gesellschaftlicher Assozia-
tionen angestrebt wird. Ein zweiter verwaltungsre-
formgetriebener Mechanismus ist durch die Proble-
me der Delegationsbeziehung zwischen Staat und
Kammern aufgrund der geringen Performanz der
Selbstverwaltung, sowie eine wettbewerbsorientierte
Strategie der Regierung gekennzeichnet, durch die
die Dependenz von den Kammern verringert werden
soll. Der dritte mitgliedergetriebene Mechanismus
basiert auf der Mobilisierung der unzufriedenen Tei-
le der Mitgliedschaft, die sich als organisationsinter-
ner aufständischer Agent des Wandels konstituieren,
aber auf die Resonanz im politischen und rechtlichen
Raum angewiesen bleiben.  
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tionale Selbstverwaltung, institutioneller Wandel,
kausale Mechanismen 

 Institutional change of European Chambers of 
Commerce  
Abstract 
The aim of this article is to describe, compare, and 
understand the institutional changes of Chambers 
of Commerce in the European Union since 1995. 
Drawing upon a comparative review of the recent 
decades, this article provides for the first time, es-
sential insights in the notable transformation of the 
public law chambers, a key institution of self-
regulation and organized capitalism, by gathering 
and categorising the relevant elements of change in 
a comparable manner. Therefore, the specific de-
velopments in Hungary, France, and Germany are 
analysed to explain different outcomes of the trans-
formation process. In applying a diverse cases de-
sign, the article explores three mechanisms of 
change. A politics-driven dynamic is characterized 
by the dissatisfaction of a specific electorate with 
the chamber’s performance, a strategy of vote max-
imization, and a majoritarian strategy which in-
cludes, the concentration of executive resources 
and a weakening or marginalisation of inter alia as-
sociations of society. A mechanism driven by ad-
ministrative reforms is shaped by the typical prob-
lem of delegation in a principal-agent relationship, 
and the striving of the state to reduce its depend-
ence on the chambers by using a competitive strat-
egy. A member-driven mechanism is based on the 
constitution of an internal insurrectionary agent of 
change which exhibits strategic competences but is 
still dependent on the resonant decision-making in 
the political as well as in the juridical spheres.  
 
 
Key Words: Chambers of Commerce, Self-
regulation, institutional change, causal mechanisms 
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1 Industrie- und Handelskammern in Bewegung – Thema und 
Fragestellung 

Mit seinem Beschluss vom 12.07.2017 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ei-
ne dreijährige Phase der Unsicherheit darüber beendet, ob es die Pflichtmitgliedschaft 
in den Industrie- und Handelskammern (IHKn) als verfassungskonform erachtet. Auf-
grund von Verfassungsbeschwerden gegen die Beitragspflicht war im März 2014 – für 
viele Beobachter überraschend – eine Anhörung seitens des Bundesverfassungsgerich-
tes in die Wege geleitet worden. Dieser Vorgang deutete darauf hin, dass das BVerfG 
seine bisher positive Auffassung zur Verfassungskonformität der Pflichtmitgliedschaft 
in IHKn ganz oder teilweise revidieren könnte. Dies war schlussendlich nicht der Fall. 
Das BVerfG hat Beitragspflicht und Pflichtmitgliedschaft vollumfänglich als verfas-
sungskonform und zweckmäßig anerkannt. Zugleich hat es festgehalten, dass sich in 
Körperschaften der funktionalen Selbstverwaltung „die Binnenpluralität der Interes-
sen“ niederschlagen solle (1 BvR 2222/12; 1 BvR 1106/13, Leitsatz 2). Das BVerfG 
gibt einen „Minderheitenschutz“ auf, mit dem „abweichende Interessen einzelner Mit-
glieder oder grundlegende Interessenkonflikte […] berücksichtigt werden“ (1 BvR 
2222/12; 1 BvR 1106/13, Rd. 111). Mit Blick auf die bisherige Praxis der internen In-
teressenaggregation und die Funktion der IHKn, das Gesamtinteresse der regionalen 
Wirtschaft zu vertreten, handelt es sich hier um einen erkennbaren, aber schwachen in-
stitutionellen Wandel, da mit der Pflichtmitgliedschaft das zentrale Allokationsprinzip 
der IHKn aufrecht erhalten wird.  

IHKn sind in Deutschland zentrale Organisationen der funktionalen Selbstverwal-
tung und der öffentlichen Leistungserbringung, so etwa in der Berufsausbildung, der 
regionalen Wirtschaftsförderung, der Schiedsgerichtsbarkeit. Das galt und gilt auch in 
denjenigen EU-Mitgliedstaaten, in denen die Kammern öffentlich-rechtliche Körper-
schaften mit Pflichtmitgliedschaft sind bzw. waren (Tab. 1). Dazu gehören unter ande-
rem Frankreich, Italien und Österreich. Diese Organisationen der funktionalen Selbst-
verwaltung sind in den letzten zwanzig Jahren einem erheblichen institutionellen Wan-
del unterworfen gewesen. Zu diesem gehörten etwa die gänzliche Abschaffung der 
Pflichtmitgliedschaft, grundlegende Aufgaben- und Kompetenzverlagerungen oder Fu-
sionen (CCI France 2014). Angesichts der Bedeutung der IHKn für Politik und Ver-
waltung im Rahmen des koordinierten Kapitalismus ist es erstaunlich, dass sich die Po-
litik- und Verwaltungswissenschaften kaum mit diesem Wandel befassen (vgl. Sack/ 
Schroeder 2017, S. 87-88). Die Kammerforschung ist die Domäne der Rechtswissen-
schaften (Kluth 2011). Allerdings geht aus der Beschreibung rechtlicher Veränderun-
gen nicht hervor, warum es zu diesen gekommen ist. Überdies fehlt es in beiden Dis-
ziplinen an Studien, die die Entwicklung öffentlich-rechtlicher IHKn vergleichend un-
tersuchen.  

Der vorliegende Artikel adressiert diese Forschungslücke und widmet sich aus po-
litikwissenschaftlicher Perspektive dem institutionellen Wandel der Chambers of 
Commerce (CoC) in der Europäischen Union. Gemeinsame Definitionsmerkmale der 
CoC sind, dass sie gewerbliche Unternehmen organisieren, diesen Dienstleistungen an-
bieten, Selbstverwaltung organisieren, die Interessen von Unternehmen nach außen 
vertreten und öffentliche Aufgaben übernehmen (können). Es handelt sich um bran-
chenplurale und regionale Organisationen.  
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Der Artikel gibt einen Überblick über die entsprechenden Veränderungen, um sich 
dann anhand von drei Fällen (Ungarn, Frankreich und Deutschland) analytisch dem in-
stitutionellen Wandels zu widmen. Hier werden drei distinkte typische Entwicklungs-
pfade des institutionellen Wandels beispielhaft untersucht. Angesichts des Forschungs-
standes zur Entwicklung der funktionalen Selbstverwaltung der Wirtschaft handelt es 
sich dabei um induktiv angelegte, ein bestimmtes Outcome erklärende Fallstudien 
(Beach/Pedersen 2013, S. 18-21), mit denen die Varianz der Entwicklung und mögli-
che Erklärungsfaktoren diskutiert und erschlossen werden. Der Mehrwert des Artikels 
gegenüber bisheriger Forschung besteht darin, dass 1.) erstmals ein komparativer Über-
blick über die CoC in der Europäischen Union und deren institutionellen Wandel vor-
legt wird. Darüber hinaus werden 2.) drei jeweils eigenständige Prozesse der Verände-
rung analysiert. Es handelt sich dabei um dabei um einen politics-, einen verwaltungs-
reform- und einen mitgliedergetriebenen Mechanismus des institutionellen Wandels.  

Nach einer Definition der CoC als Organisationstyp und dem Literaturstand, geht 
der Artikel auf die Veränderungen der öffentlich-rechtlichen Kammersysteme in den 
letzten zwanzig Jahren ein. In einem nächsten Schritt wird das Konzept der Fallstudien 
vorgestellt. Die folgenden Abschnitte widmen sich dem jeweiligen Wandel der ungari-
schen, französischen und deutschen funktionalen Selbstverwaltung der Wirtschaft. Das 
Fazit diskutiert den Mehrwert der Analyse für die zukünftige Forschung zur funktiona-
len Selbstverwaltung. 

2 Chambers of Commerce – Definition und Stand der Literatur 

Die IHKn sind zu Recht als ein „Zwitter aus Interessenverband und Behörde“ (Schmidt 
2016, S. 116) bezeichnet worden, weil sie als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sowohl verbandliche als auch staatliche Aufgaben wahrnehmen, etwa in den Bereichen 
der Interessenvertretung der regionalen Wirtschaft, der Regionalförderung, des Außen-
handels, der Schiedsgerichtsbarkeit, des Sachverständigenwesens, aber auch bei der 
Berufsausbildung bzw. Anerkennung beruflicher Qualifikationen. Allerdings handelt es 
sich bei den IHKn nicht um ein deutsches Spezifikum. Der 1958 gegründete europäi-
sche Dachverband Eurochambres hat insgesamt 45 Mitglieder, das heißt nationale 
Dachverbände (Eurochambres 2016). Gemeinsame Merkmale der europäischen CoC 
sind, dass sie branchen- und größenübergreifend Unternehmen organisieren, dass sie 
vor allem auf der lokalen bzw. regionalen Ebene tätig sind, dass sie neben den Dienst-
leistungen für eigene Mitglieder auch staatliche Aufgaben wahrnehmen (können) und 
dass sie Interessenvertretung im Sinne allgemeiner und genereller Anliegen der Wirt-
schaft, nicht spezifischer Branchenziele wahrnehmen. CoC weisen also übergreifend 
eine Mitgliedschaftslogik zwischen Voice und Exit (Hirschman 2004; Sack/Strünck 
2016), eine Prinzipal-Agenten Beziehung zwischen Regierung und CoC im Bereich der 
Leistungserbringung (Jensen/Meckling 1976; Ebers/Gotsch 2014) und eine Einflusslo-
gik zwischen CoC und Politik (Schmitter/Streeck 1999) auf.  

Jenseits diese Gemeinsamkeiten zeigen die europäischen CoC jedoch auch eine er-
hebliche institutionelle Varianz (Tab.1): So gibt es CoC, die auf freiwilliger Mitglied-
schaft basieren, kaum besonderen gesetzlichen Regulierungen unterliegen, keinen fes-
ten Aufgabenstand haben, sondern gelegentlich über kontraktuelle Delegation in die öf-
fentliche Leistungserbringung einbezogen sind. Sie fungieren im Grunde wie ein Wirt-
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schaftsverband, so etwa in Irland und Großbritannien. Hybride Kammern haben einen 
öffentlich-rechtlichen Status, bestimmte gesetzlich zugewiesene Aufgaben, mitunter 
registrieren sie die gesamten Unternehmen, aber – und das ist für die Organisationska-
pazitäten entscheidend – es gibt keine Pflichtmitgliedschaft, sondern die Mitgliedschaft 
ist freiwillig, sodass sich auch hier die Rekrutierungsprobleme im Bereich der kol-
lektiven Organisierung stellen (Olson 1965). Derartige hybride Regime sind etwa in 
Spanien und Ungarn zu finden. Im reinen öffentlich-rechtlichen Kammersystem, etwa 
in Frankreich, Italien, Österreich und Deutschland stellen sich die Organisationsprob-
leme nicht in dieser Form: Die Mitgliedschaft ist für alle Unternehmen verpflichtend. 
Damit wird eine vollständige Repräsentation ebenso erreicht wie eine sehr gute Res-
sourcenausstattung. Öffentliche Aufgaben (etwa Wirtschafts- und Außenhandelsförde-
rung, Berufsbildung) werden dauerhaft übertragen (Traxler 1986).  

Für den Literaturstand ist kennzeichnend, dass es keine europäisch bzw. internatio-
nal vergleichende Kammerforschung gibt. Das Feld ist die Domäne der Rechtswissen-
schaften (Kluth 2011; Kluth 2003-2016; Eberhardt/Zellenberg 2014), der aber an der 
systematischen Erklärung des Rechtsnormenwandels nicht gelegen ist. Für die euro-
päisch vergleichende politikwissenschaftliche Verbändeforschung (Traxler/Huemer 
2007; Reutter 2012) festzuhalten, dass insbesondere die Wirtschaftskammer Österreich 
aufgrund ihrer dominanten Stellung untersucht wurde (Traxler 2007). Darüber hinaus 
waren die europäischen CoC kein eigener Untersuchungsgegenstand. Für die U.S. 
Chambers of Commerce liegen zwei wichtige Befunde vor: In der Perspektive der „po-
litical construction of business interests“ (Martin/Swank 2012) wurde (auch) die Ent-
stehung der U.S. Chamber of Commerce durch die Struktur des Parteiensystems und 
die Rolle wirtschaftsnaher politischer Parteien erklärt, die insbesondere in unitarischen 
Mehrparteiensystemen geneigt seien, wichtige öffentliche Aufgaben an Wirtschafts-
verbände zu verlagern und damit ihre Konstitution zu befördern bzw. abzusichern 
(Martin/Swank 2012). In einer weiteren wichtigen Studie können Lowery u.a. auf die 
Schwierigkeiten des generalistisch angelegten Lobbyings der Kammern verweisen, 
sich innerhalb einer dicht besetzten Verbandslandschaft mit einer hohen Zahl speziali-
sierter Interessenvertretung durchzusetzen (Lowery u.a. 2012; Bernhagen 2017). Die 
deutschen IHKn (und der Dachverband DIHK) sind ebenfalls als wichtige Institution 
mit Interessenvertretungs- und Leistungserbringungsfunktion anerkannt (Sebaldt/ 
Straßner 2004, S. 218-225; Lang/Schneider 2007, S. 224). Insgesamt ist zu konstatie-
ren, dass zu einzelnen Wirtschaftskammern jeweils Überblicksarbeiten vorliegen (Ben-
nett 2011 zu Großbritannien, Sack/Schroeder 2017 zu Deutschland; Zellenberg 2015 zu 
Österreich und Zachar/Strausz 2014 zu Ungarn). Aber es fehlt an zweierlei, nämlich 
erstens an einem systematisch komparativen Überblick der Entwicklung europäischer 
CoC und zweitens an einer politikwissenschaftlichen Erklärung des jeweiligen institu-
tionellen Wandels. 

3 Methode und Untersuchungsgang 

Angesichts des Forschungsstandes zu CoC im europäischen Vergleich geht der Artikel 
in zwei Schritten vor. Zunächst wird ein deskriptiver Überblick über die Entwicklung 
der CoC in den EU-Mitgliedstaaten seit 19951 gegeben. Neben der Sekundärliteratur 
beruht dieser Überblick auf Daten von Eurochambres zu den institutionellen Merkma-
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len der CoC (Eurochambres 2010)2 und auf Informationen, die im Rahmen eines ko-
operativen Forschungsprojektes erhoben wurden, in dem die Kammerentwicklung in 
acht EU-Mitgliedsländern untersucht wurde.3  

Bislang liegen für die Analyse der Kammerentwicklung nicht hinreichend valide 
Daten vor, um ein quantitative Forschungsstrategie zweckmäßig umzusetzen. Um den 
Anspruch, den institutionellen Wandel zu erklären, nicht gänzlich aufzugeben, wird 
hier ein Fallstudiendesign angewandt, mit dem mögliche Kausalzusammenhänge bei-
spielhaft erläutert werden sollen. Es handelt sich dabei um ein – dem Forschungs- und 
Datenstand angemessenes – „explaining-outcome process-tracing“ (Beach/Pedersen 
2013, S. 18-21), mit dem induktiv generalisierbare Erkenntnisse über mögliche Kau-
salzusammenhänge gewonnen werden sollen. Mechanismus wird hier allgemein defi-
niert als der „dynamic, interactive influence of causes on outcomes“ (Beach/Pedersen 
2013, S. 24; s.a. Gerring 2010; Hedström/Ylikoski 2010), also die Art des institutionel-
len Wandels. 

Um der Unterschiedlichkeit der europäischen Kammerentwicklung gerecht zu 
werden, wurde ein „diverse cases“-Design (Seawright/Gerring 2008, S. 300) mit drei 
Fällen gewählt. Für die Auswahl der Fälle war entscheidend, dass sie für jeweils eine 
Ausprägung des institutionellen Wandels stehen und dass die Literatur- und Material-
lage so umfangreich und gesättigt ist, dass eine empirische Rekonstruktion in hinrei-
chendem Maße möglich ist. Diese Überlegungen (distinkte Outcomes, Materiallage) 
haben dazu geführt, die Kammerentwicklung in Ungarn (starker Wandel), Frankreich 
(Wandel mittleren Grades) und Deutschland (schwacher Wandel) in die Studie einzu-
beziehen. Ausgangspunkt aller drei Fälle ist das öffentlich-rechtliche Kammersystem. 
Diese Fallstudien werden in Hinblick auf jeweiligen Mechanismen eingeordnet und 
strukturiert (George/Bennett 2005, S. 240-244). Es ist damit der Anspruch der vorlie-
genden Studie, distinkte, die Bandbreite der tatsächlichen Entwicklung abdeckende 
Kausalzusammenhänge zu identifizieren und damit der weiteren Forschung den Weg 
zu ebnen.  

4 Überblick über den institutionellen Wandel europäischer 
Chambers of Commerce 

Für die Bestimmung der institutionellen Eigenschaften und auch des institutionellen 
Wandels sind folgende Merkmale relevant: Zunächst (und entscheidend für die Ressour-
cenallokation der Organisation) ist zwischen Pflichtmitgliedschaft und freiwilliger Mit-
gliedschaft zu unterscheiden. In den letzten Jahren ist in einigen europäischen Ländern 
zudem eine Pflichtregistrierung eingeführt worden, d.h. eine Verpflichtung von Unter-
nehmen sich bei der Kammer eintragen zulassen, ohne dass damit eine Beitragspflicht, 
Ansprüche auf Dienstleistungen oder Mitbestimmungsrechte verbunden sind. Unter-
schieden wird auch zwischen dem öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Status ei-
ner CoC.4 Darüber hinaus ist relevant, welche Aufgaben den Wirtschaftskammern durch 
den Staat zugeordnet werden (zum Beispiel Berufsausbildung, Außenhandel, Regional-
entwicklung, Zertifizierung oder im Sachverständigenwesen), wie die Finanzierung er-
folgt (staatliche Zuweisungen, Mitgliederbeiträge, Gebühren für Dienstleistungen) und 
wie die interne Organisation strukturiert ist (Gremien und Organe der Mitbestimmung, 
Wahlen und Wahlgruppen, Kompetenzverteilung zwischen den Ebenen). 
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Entlang der Kriterien Mitgliedschaftsregelung und rechtlicher Status lassen sich die 
CoC der derzeit 28 EU-Mitgliedstaaten im Jahr 1995 in drei Gruppen unterteilen:  

 
1. Kammersysteme mit öffentlich-rechtlichem Status und Pflichtmitgliedschaft (öf-

fentlich-rechtliches Kammersystem) 
2. CoC mit öffentlich-rechtlichem Status und freiwilliger Mitgliedschaft (hybrides 

Kammerystem) 
3. Kammersysteme mit privat-rechtlichem Status und freiwilliger Mitgliedschaft (pri-

vatrechtliches Kammersystem; Tab. 1).  
 
Tabelle 1: Kammersysteme der EU-Mitgliedstaaten vor 1995 

 Öffentlich-rechtliches 
Kammersystem 

Hybrides 
Kammersystem 

Privatrechtliches 
Kammersystem 

Merkmale Öffentlich-rechtlicher Status 
mit Pflichtmitgliedschaft 

Öffentlich-rechtlicher Status 
mit freiwilliger Mitgliedschaft 

Privat-rechtlicher Status mit 
freiwilliger Mitgliedschaft 

Länder Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, 
Kroatien, Luxemburg, 

Niederlande, Österreich, 
Spanien, Ungarn, Slowakei, 

Slowenien 

Estland, Finnland, Lettland, 
Litauen, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, 
Tschechische Republik, 

Zypern 

Belgien, Bulgarien, 
Dänemark, Irland, Malta, 
Vereinigtes Königreich 

Quelle: Eurochambres 2010; Heyne 2011. 
 
Der institutionelle Veränderungsdruck seit 1995 betrifft praktisch ausschließlich das 
öffentlich-rechtliche Kammersystem, das deshalb im Zentrum des Artikels steht. Es ist 
kein Fall bekannt, in dem ein privatrechtliches oder hybrides Kammersystem den Weg 
in Richtung öffentlich-rechtliches Kammersystem beschritten hat.5 Es sind die öffent-
lich-rechtlichen CoC, die institutionellem Wandel ausgesetzt waren (CCI France 2014; 
Sack 2017). Das ist insofern plausibel, als hier die höchste Umweltabhängigkeit (von 
der Unterstützung in der Politik) besteht. 

Tab. 2 zeigt einen Überblick über die Entwicklung der öffentlich-rechtlichen CoC 
in den letzten zwanzig Jahren. Anhand der Übersicht wird die Varianz des institutionel-
len Wandels der europäischen CoC deutlich. Das Spektrum reicht von der völligen Ab-
schaffung der Pflichtmitgliedschaft in Slowenien 2006 über die Einführung der oben 
genannten hybriden Modelle in Ungarn 2012 und Spanien 2014, erhebliche organisato-
rische Veränderungen seit 2000 in Frankreich (Kammerfusionen, Umstellung der Fi-
nanzierung) bis hin zur konstitutionellen Aufwertung der österreichischen Wirtschafts-
kammer im Jahr 2007.6 Die Stärke des Wandels wurde ordinal skaliert (stark, mittel, 
schwach). Da mit der Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft das bisherige Ressour-
cenallokationsprinzip im Kern getroffen ist – nach der Abschaffung tritt die weit über-
wiegende Zahl bisheriger Mitglieder unmittelbar aus (Medina/Molins 2017) – ist hier 
der größte Veränderungsgrad zu konstatieren. Den Gegenpol bildet eine mögliche 
Aufwertung der CoC. In Österreich wurde die Verfassung 2007 im Sinne einer Garan-
tie der Selbstverwaltung geändert. Es handelte sich hier um einen konstitutionellen 
Schutz einer etablierten Institution des ‚Austro-Korporatismus‘ angesichts des Aufstieg 
der FPÖ als ‚Anti-Establishment-Partei‘, die ansonsten wenig veränderte (Karlhofer 
2017, S. 246-248; Zellenberg 2015). Schlussendlich ist also lediglich eine schwache 
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Veränderung zu konstatieren. In immerhin sechs Kammersystemen hat es aber seit 1995 
einen starken, in zwei weiteren einen mittleren, durch Organisationsreformen gepräg-
ten institutionellen Wandel gegeben. 
 
Tabelle 2:  Institutioneller Wandel der Chambers of Commerce in den EU-

Mitgliedstaaten seit 1995 

Institutionelle Veränderungen Grad der  
institutionellen 
Veränderungen 

Staaten 

Abschaffung Pflichtmitgliedschaft 

Stark 

Slowakei, Slowenien 

Abschaffung Pflichtmitgliedschaft, Wiedereinführung einer 
Pflichtregistrierung 

Griechenland, Spanien, 
Ungarn 

Abschaffung Pflichtbeiträge, Pflichtregistrierung,  
Zusammenlegung mit staatlicher Verwaltung 

Niederlande 

Kammerfusionen, Regionalisierung und Reduktion der 
staatlichen Finanzzuweisungen 

Mittel Frankreich, Italien 

Kammerfusionen, Einhegung der Interessenartikulation 
Schwach 

Deutschland 

Konstitutioneller Schutz der funktionalen Selbstverwaltung Österreich 

Quelle: Eurochambres 2010; Heyne 2011; CCI 2014; Sack 2017. 

5 Kontextbedingungen des institutionellen Wandels 

Nachfolgend sollen die Erklärungsfaktoren des institutionellen Wandels von CoC iden-
tifiziert werden. Die Literatur zum Wandel von Wirtschaftsverbänden diskutiert im 
Wesentlichen zwei Kontextbedingungen, die auch für die CoC als Organisationen ge-
werblicher Unternehmen relevant sind: Erstens ist der strukturelle Wandel in der Un-
ternehmenslandschaft für die Mitgliedschaftslogik relevant. Dieser ist durch zweierlei 
gekennzeichnet, nämlich durch eine Polarisierung der Unternehmensstruktur im Zuge 
neuer kapitalistischer Produktions- und Akkumulationsmodelle (Traxler/Huemer 2007; 
Silvia/Schroeder 2007). Diese besteht im Wesentlichen darin, dass der Anteil der 
Kleinst- und Kleinunternehmen steigt, sich aber zugleich Umsätze, Erträge und Be-
schäftigte auf wenige transnational tätige Konzerne konzentrieren (vgl. Deutsche Bank 
Research 2014; O’Brien/Williams 2014). Dazu kommt die Auflösung und Verschie-
bung der bisherigen Branchengrenzen durch den technologischen Wandel (Digitalisie-
rung), wie er sich etwa in der Automobilproduktion, aber auch bei den Energienetzen 
zeigt (Kohler-Koch 2016). Für die öffentlich-rechtlichen Kammern bedeutet dies, dass 
sich eine zahlenmäßig große Mitgliedergruppe herausbildet, die wenig oder keine Bei-
träge zahlt, aber Wahlrechte und Dienstleistungen beansprucht, während zugleich eine 
kleine, aber finanzstarke Mitgliedschaftsgruppe besteht, die auf die Leistungserbrin-
gung und Interessenvertretung der CoC nicht angewiesen ist (Zellenberg 2017, S. 218-
220). Zugleich entsprechen die bisherigen, an den traditionellen Wirtschaftssektoren 
orientierten Wahlgruppen bei den Vollversammlungen in deutlich geringerem Maße 
der tatsächlichen Branchenentwicklung. Zweitens macht (nicht nur) der Population 
Ecology-Ansatz (Lowery/Gray 1995); darauf aufmerksam, dass die Landschaft der 
Wirtschaftsverbände zunehmend dichter besiedelt wird. Darin haben spezielle Interes-
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sen vertretende Assoziationen, Unternehmen und Public Affairs Agenturen einen rela-
tiven Lobbyvorteil gegenüber generalistisch auftretenden Vereinen und Körperschaf-
ten, da sie eine thematisch begrenzte Einflussnahme mit spezifischen Ressourcen ge-
genüber der Politik verbinden können. In dieser zunehmend verdichteten Population 
der Verbände haben also CoC, die das regionale Gesamtinteresse der Wirtschaft vertre-
ten, einen relativen strategischen Nachteil und erfahren eine Schwächung ihrer Interes-
senvertretungsfunktion (Lowery u.a. 2012; Bernhagen 2017).  

Für öffentlich-rechtliche Kammern ist überdies die Entwicklung politischer Partei-
en von Bedeutung, da die Parlamente über die jeweiligen Kammergesetze und damit 
über den institutionellen Wandel entscheiden (können). Die europäische Parteienland-
schaft hat sich nicht nur deutlich pluralisiert, sondern erfährt (als Teil dieser Entwick-
lung) den Aufstieg von ‚neuen‘ Parteien, die sich gegen die bisherigen Eliten und Ein-
richtungen positionieren und diese kritisieren (Decker 2016; Hernández/Kriesi 2016). 
Mit eine ‚Anti-Establishment Politik‘ kann eine gegen die Kammerpflichtmitglied-
schaft gerichtete Programmatik einhergehen (Strausz/Zachar 2010; Zellenberg 2015). 

Der Kontext der Kammerentwicklung ist also durch einen Strukturwandel in der 
Mitgliedschaft, Herausforderungen für die Interessenvertretung und eine ungünstige 
Pluralisierung der Parteienlandschaft geprägt. Wie und ob diese (oder nicht auch ande-
re) Bedingungen wechselseitig interagieren (können), wird anhand von drei exemplari-
schen Fallstudien vertieft.  

6 Institutioneller Wandel in Ungarn, Frankreich und 
Deutschland 

Die historische Ausgangslage der Kammersysteme der drei Länder ist insofern ähnlich, 
als sie eine gemeinsame öffentlich-rechtliche Tradition von Industrie- und Handelskam-
mern mit Pflichtmitgliedschaft seit Ende des 19. Jahrhundert aufweisen. Sie stehen in der 
Verwaltungs- und Rechtstradition einer „legalist administrative culture“ (Kuhl-
mann/Bouckaert 2016, S. 8). Das öffentlich-rechtliche Kammersystem wurde in Ungarn 
1868, in Frankreich 1898 und in Deutschland 1848 (in Preußen ) und 1897 (im damali-
gen deutschen Reichsgebiet) etabliert. Diese Tradition wurde nach den markanten histo-
rischen Einschnitten der totalitären bzw. autokratischen Herrschaft jeweils restauriert; in 
Deutschland 1956 mit dem Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- 
und Handelskammern (IHKG) und in Ungarn 1994 mit dem Wirtschaftskammergesetz 
(GA. XVI./1994). Es liegt auf der Hand, dass die vier Dekaden währende autokratische 
Herrschaft und die anschließende turbulente Transformation andere Bedingungen der 
Kammerentwicklung in den mittel- und osteuropäischen Staaten schufen.7  

6.1 Politics und starker Wandel – Das Beispiel Ungarn 

Die Entwicklung des ungarischen Kammersystems steht beispielhaft für einen grundle-
genden Wandel im Sinne der Abschaffung der zuvor existierenden Pflichtmitglied-
schaft (Tab. 1), der durch eine politics-getriebene Dynamik geprägt ist und mit dem 
Aufstieg einer ‚Anti-Establishment Partei‘ verbunden ist. Maßgeblich sind hier majori-
tär geprägte parteipolitische Strategien. 
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1994 wurde in der Tradition des öffentlich-rechtlichen Kammersystems die Pflicht-
mitgliedschaft für Unternehmen wieder eingeführt. Allerdings hatte die ungarische Re-
gierung die Kammern finanziell nicht ausgestattet, so dass es 1994/95 zu der Situation 
kam, dass die Mitglieder einem Kontributionszwang unterlagen, ohne dafür erkennbare 
Gegenleistungen zu erhalten. Dies führte zu erheblicher Unzufriedenheit bei den unga-
rischen Unternehmen (Zachar/Strausz 2014, S. 208-209; Zachar 2017, S. 147-148). 
Diese wurde von der national-konservativen FIDESZ8 wahlkampfstrategisch genutzt. 
Diese mobilisierte im Wahlkampf 1998 mit deutlicher Kammerkritik, um so die Unter-
stützung der klein- und mittelständischen Unternehmer/innen an der Wahlurne zu ge-
winnen (Strausz/Zachar 2010, S. 241-243). Nach der gewonnenen Wahl verabschiede-
te das ungarische Parlament 1999 ein Gesetz (CXXI./1999), mit dem die Struktur des 
Kammersystems an zwei entscheidenden Stellen verändert wurde. Zunächst wurden 
die Handwerkskammern, die bisher – ähnlich wie in Deutschland und Frankreich – in-
stitutionell eigenständig gewesen waren, in die Handels- und Industriekammern inte-
griert. Darüber hinaus wurden die Pflichtmitgliedschaft von Unternehmen in der Kam-
mer abgeschafft und bislang übertragene öffentliche Verwaltungsaufgaben bei Wirt-
schaftsförderung und Außenhandel einkassiert. Die Organisationen behielten zwar ih-
ren öffentlich-rechtlichen Körperschaftsstatus. Auch blieb ihnen die „Wahrnehmung 
der Gesamtinteressen“ der Gewerbetreibenden vorgeschrieben (GA. CXXI./1999. § 9). 
Sie verloren aber Mitglieder und Aufgaben. Von den zuletzt registrierten 727.384 Un-
ternehmen verblieben nach Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft lediglich 29.523 im 
Jahr 2000; ganz überwiegend handelte es sich dabei um Großunternehmen bzw. deren 
Tochtergesellschaften oder Filialen von transnationalen Firmen. Die klein- und mittel-
ständischen Unternehmen verließen die Kammer. Sie traten auch keinem anderen Un-
ternehmensverband bei (Zachar 2009; Strausz/Zachar 2010; Reutter/Träger 2012, S. 
786-787; Zachar 2017, S. 148). Im Jahr 2012 wurde dann eine Pflichtregistrierung von 
Unternehmen bei den Kammern eingeführt, mit der jedoch keine Mitgliedschaftsrechte 
einhergingen (Zachar/Strausz 2014; Zachar 2017, S. 150). Das Outcome der Entwick-
lung wurde mit der Neuerung nicht wesentlich verändert; es blieb bei einem grundle-
genden institutionellen Wandel in Ungarn. 

Die Handels- und Industriekammern wurden durch die Aufhebung der Pflichtmit-
gliedschaft 1999 faktisch bedeutungslos, obwohl im ungarischen Wirtschaftsministeri-
um deren Zweck und die Übertragung von Aufgaben durchaus positiv gesehen wurden 
(Strausz/Zachar 2010, S. 242-245). Ausschlaggebend für diesen grundlegenden institu-
tionellen Wandel waren insbesondere politische Erwägungen: Zunächst nutzte die FI-
DESZ die Unzufriedenheit klein- und mittelständischer Unternehmen erfolgreich zur 
Wählerstimmenmaximierung. Zudem wurde das hauptamtliche Personal der Kammern 
von der FIDESZ-Regierung dem alten ‚Establishment‘ und der nunmehrigen Oppositi-
on zugeordnet. Mit der Kammerreform sollte eine Bastion der politischen Gegner ge-
schliffen werden.  

Die weit gehende Schwächung der funktionalen Selbstverwaltung der Wirtschaft 
folgte dabei einem Mechanismus der majoritären Politisierung. Dieser ist dadurch ge-
prägt, dass die bei Wahlen erfolgreichen Parteien als „revenue maximizing rulers“ 
(Geddes 2009, S. 325) im Rahmen einer Strategie des Machterhalts darauf aus sind, die 
Kontrollinstanzen der Exekutive zu beschränken, also etwa die Verfassungsgerichte, 
Medien und zivilgesellschaftliche Assoziationen (Rubio/Goretti 1996; Dresden/Howard 
2016). Ungarn hat sich hier nicht nur generell in Richtung eines Majoritanismus entwi-
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ckelt (Bertelsmann Transformation Index 2016, S. 6-7). Im konkreten Fall der Kam-
mern zeigt das FIDESZ-Regime keine Bereitschaft organisierte Selbstregulierung durch 
gesellschaftliche Gruppen zu dulden (Strausz/Zachar 2010; Zachar 2017, S. 159-160).  

6.2 Verwaltungsreformen und mittlerer Wandel – Das Beispiel 
Frankreich 

Das öffentlich-rechtliche Kammersystem Frankreichs gehört neben Italien zu denjeni-
gen Fällen, die einen erkennbaren, durch Organisationsreformen geprägten, jedoch 
nicht grundlegenden (im Sinne der Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft) institutio-
nellen Wandel erfahren haben (Tab. 1). So wurden der regionale Zuschnitt der Kam-
merbezirke und die Finanzierung deutlich verändert.  

Die konkrete Veränderungen für die französischen Chambres de commerce et 
d’industrie (CCI) wurden bereits in den 1990er Jahren eingeleitet. Sie gewannen aber 
erst nach der Jahrhundertwende im Kontext der Wirtschafts- und Finanzkrise und der 
aktuellen Regionalreformen an Dynamik. Wesentlich sind drei Rechtsakte, nämlich das 
Gesetz zur Förderung klein- und mittelständischer Betriebe von 2005 (2005-882, 2.8. 
2005), das Gesetz von 2010 bezüglich des Kammernetzwerkes (2010-853, 23.7.2010) 
und die Rechtsverordnung zum Kammernetzwerk von 2015 (2015-1540, 26.11.2015), 
die Bezug nimmt auf das Gesetz zur territorialen Neuordnung der Republik (Loi NOT-
Re, 2015-991, 7.8.2015). Mit diesen drei Rechtsakten fand eine deutliche Kompetenz-
verlagerung von den lokalen auf die regionalen CCI statt. Letztere entscheiden nun-
mehr über die Aufgaben und Finanzierung der funktionalen Selbstverwaltung. Die 
maßgeblichen Entscheidungskompetenzen wurden in den letzten zehn Jahren innerhalb 
des französischen Kammersystems nach oben verlagert (Kluth 2011; Chupin 2011, S. 
17-25). Gleichzeitig waren die Kammern mit einem Einnahmerückgang konfrontiert, 
der sich einerseits daraus ergab, dass die staatlichen Zuweisungen über Zielvereinba-
rungen absteigend gestaffelt wurden, um von den Kammern einen Beitrag zur Haus-
haltskonsolidierung des staatlichen Gesamtetats einzuholen. Andererseits verloren die 
CCI wesentliche Infrastrukturaufgaben, insbesondere im Bereich des Flughafenmana-
gements. Dadurch verringerten sich ihre Einnahmen zusätzlich (Assemblée Nationale 
2015, S. 36-38; S. 47-54). Auch wenn die Pflichtmitgliedschaft und allgemeine Aufga-
benbeschreibung grundsätzlich erhalten blieb, kann man als Outcome des Reformpro-
zesses festhalten, dass sich die Kammern von einer staatlich geförderten Assoziation 
lokaler Notablen (Offerlé 2009, S. 38), in der neben der lokalen Wirtschaftsförderung 
die soziale Vergemeinschaftung maßgeblich war, zu einer regionalen staatsnahen Ent-
wicklungsagentur mit der Aufgabe entwickelte, clusterorientierte Wirtschaftsförderung 
zu betreiben. Davon zeugen, neben den Kompetenzverlagerungen auf die regionale 
Ebene, auch die häufigen Fusionen der lokalen Kammern (Sénat 2016, S. 13-14). 

In Frankreich setzt der Legitimationsschwund bei den Mitgliedern bereits Ende der 
1980er Jahre ein. Er zeigt sich in einem erheblichen Rückgang der Wahlbeteiligung bei 
den Kammern (Chupin 2011, S. 37-38) und wird auf die schlechte Leistungserbringung 
der CCI zurückgeführt (Eggrickx 1999, S. 152; Sénat 2014, S. 12). Die auch aus Sicht 
exekutiver Akteure (beispielsweise des Wirtschaft- und Finanzministeriums) und des 
Rechnungshofs ungenügende Performanz der französischen Kammern lässt sich an ei-
nem Beispiel der Leistungserbringung nachvollziehen, nämlich dem Betrieb der Pro-
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vinzflughäfen. 1933 waren die CCI per Gesetz als alleinige Konzessionäre der franzö-
sischen Provinzflughäfen bestimmt worden. Dies war ihr spezifisches Monopol in der 
Leistungserbringung. Ab 1997 wurde das Flughafenmanagement neu ausgerichtet. Mit 
der Dezentralisierungsreform 2004 wurde das Eigentum der Flughäfen (nicht ihr Be-
trieb) auf die jeweiligen territorialen Ebenen übertragen. 2005 wurde es ermöglicht, die 
Betriebsführung von Flughäfen im Wettbewerb an gemischtwirtschaftliche Gesell-
schaften und private Konsortien zu vergeben. Hintergrund der Reformen war das chro-
nische Finanzdefizit der Flughäfen, das ausdrücklich auf ein schlechtes Vertragsma-
nagement der CCI zurückgeführt wurde (Cour des Comptes 2008; 2015). Diese Re-
form führte dazu, dass sich die Anzahl der Flughäfen, die von den CCI betrieben wur-
den, von 121 im Jahr 2002 auf 68 im Jahr 2016 verringerte.  

Auf den Leistungsabfall der öffentlich-rechtlichen Kammern reagierten die franzö-
sischen Regierungen unterschiedlicher Couleur im Zeitverlauf mit der Einführung 
wettbewerblicher Verfahren. Sie setzten mit dieser administrativen Strategie die Kam-
mern unter Druck, verringerten ihre Dependenz bei der Leistungserbringung und ver-
änderten so das Delegationsverhältnis zwischen Staat und Kammern grundlegend. Für 
die veränderte Finanzierung der CCI erwies sich die Einführung von Zielvereinbarun-
gen zwischen Regierung und Kammern als prägend. 2013 wurden mit einem Vertrag 
zwischen den CCI und der französischen Regierung (contrat d’objectif et performance, 
COP) die Beziehungen zwischen Staat und Kammern kontraktualisiert und auf Anreize 
umgestellt. Analoge Verträge gibt es mittlerweile auf der regionalen Ebene. Zusätzlich 
wurde den Kammern im Zuge der französischen Fiskalkrise ein gestaffelter Finanzbei-
trag zur Haushaltskonsolidierung abverlangt (Assemblée Nationale 2015).  

Parallel mit der kontraktuell ausgerichteten Umstellung der Prinzipal-Agenten Be-
ziehung zwischen Staat und CCI liefen Territorial- und Kompetenzreformen. Mit dem 
Gesetz von 2010 zur neuen Kompetenzverteilung im Kammernetzwerk (2010-853, 
23.7.2010), der entsprechenden Rechtsverordnung von 2015 (2015-1540, 26.11.2015) 
und dem Gesetz zur territorialen Neuordnung der Republik (Loi NOTRe, 2015-991, 
7.8.2015) erfolgte eine grundlegende Neuausrichtung in dem bis dato durch die lokalen 
Kammern geprägten System: Die Ressourcen und Kompetenzen wurden bei den regio-
nalen Kammern konzentriert, die territorial deckungsgleich mit den französischen Re-
gionen sein sollen. Ausschlaggebend war in diesem Zusammenhang, dass sich das 
Kammersystem an den Vorgaben der staatlichen Territorialreformen anzupassen hatte 
(Kuhlmann 2009), um die gebietskörperschaftliche Kongruenz zu wahren. 

Im Rahmen der Prinzipal-Agenten Beziehungen zwischen der Regierung und den 
französischen CCI zeigt sich insgesamt eine Dynamik, die ganz maßgeblich davon ge-
prägt ist, dass die Regierungen einerseits durch eine kontraktuell und wettbewerblich 
orientierte Verwaltungspolitik (Hood 1991; Vincent-Jones 2006) ihre Abhängigkeit 
von den Kammern (und ihrer als nicht hinreichend wahrgenommenen Leistungserbrin-
gung) verringern und diese zugleich im Zuge der territorialen Staatsreformen dominie-
ren. Maßgeblich ist hier die Logik staatlicher Verwaltungsreformen in Kombination 
neuer Wettbewerbspolitik (Gualmini/Schmidt 2013, S. 359-369; Marćou 2016). 



282 Detlef Sack 

6.3 Mitgliedschaft und schwacher Wandel – Das Beispiel Deutschland 

Wie eingangs anhand des Beschlusses des BVerfG deutlich wurde, steht das deutsche 
Kammersystem eher für institutionelle Stabilität als für Wandel, da die Pflichtmitglied-
schaft bestätigt wurde. Jedoch hat das BVerfG hinsichtlich der Formulierung des Ge-
samtinteresses der regionalen Wirtschaft nicht allein eine „Argumentation mit sachbe-
zogenen Kriterien“, sondern auch – das ist die Neuerung – die Darstellung von Min-
derheitenpositionen festgelegt, also einen Minderheitenschutz (1 BvR 2222/12; 1 BvR 
1106/13, Rd. 110-113). In der Funktion der Interessenaggregation und -artikulation 
zeigt sich dementsprechend ein schwacher institutioneller Wandel. Dieser wurde durch 
breite Klagetätigkeit einer – im europäischen Vergleich wohl einzigartigen – kammer-
kritischen Bewegung induziert.9 Die einhergehende Rechtsprechung der deutschen 
Verwaltungsgerichte (BVerwG C 20.09, 23.6.2010; Verwaltungsgericht Hamburg 17 K 
4043/14, 25.11.2015, BVerwG 10 C 4.15, 23.3.2016; Möllering 2010) legte fest, dass 
die politischen Stellungnahmen an die konkreten Auswirkungen auf die regionale 
Wirtschaft, an einen sachlich-abwägenden Ton und an interne Deliberation (inkl. der 
Kenntlichmachung von Minderheitenpositionen) gebunden seien. Die Interessenvertre-
tungsfunktion der IHKn wurde damit juristisch deutlich eingehegt. 

Diese kammerkritische Bewegung entstand Mitte der 1990er Jahre. In Deutschland 
kam es 1992 zu einer gesetzlichen Änderung des IHK-Beitragsrechts, durch die bislang 
beitragsfreie Mitglieder, überwiegend Kleingewerbetreibende10, in die Kammerfinan-
zierung einbezogen wurden. Nunmehr erfuhren sie unmittelbar einen bislang nicht rea-
lisierten Kontributionszwang. In der Folge wurde die Pflichtmitgliedschaft von Teilen 
der Mitgliedschaft offen in Frage gestellt und politisiert. 1995 gründete sich beispiels-
weise in Dortmund der bundesweit tätige Verein „IHK-Verweigerer“, der seit 1996 als 
Bundesverband für freie Kammern firmiert (Bundesverband für freie Kammern 2016). 
Dieser forderte eine Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft in Industrie-, Handels- und 
Handwerkskammern und etablierte sich in den 2000er Jahren als ernstzunehmenden 
Opposition gegen die IHKn (Sack/Schroeder 2017, S. 100-101). 

Dieser Verband propagierte einen grundlegenden Wandel des öffentlich-rechtlichen 
Kammersystems, insbesondere durch die Abschaffung von Mitglieds- und Beitrags-
pflicht, dann aber auch durch die Forderung nach der Einführung von transparenter Be-
richterstattung und Rechenschaftslegung der IHKn und Demokratisierung der Bera-
tungsprozesse in den Kammergremien. Neben einer permanenten und skandalisierend 
geprägten Berichterstattung verfolgte der Verband drei Strategien: Erstens wurde auf 
die politischen Parteien Einfluss genommen. Diese Strategie resultierte darin, dass von 
unterschiedlichen politischen Parteien mehr Effizienz und Transparenz der Kammertä-
tigkeit gefordert wurde (Sack/Schroeder 2017, S. 100-101). Jedoch wurde die Schwelle 
der Formierung einer parlamentarischen Mehrheit zur Abschaffung der Pflichtmit-
gliedschaft deutlich nicht überwunden. Dafür war zweierlei ausschlaggebend. So gab 
und gibt es einen parteiübergreifenden programmatischen Konsens, die funktionale 
Selbstverwaltung der Wirtschaft als vorzugswürdig gegenüber einer rein staatlichen 
oder rein marktlichen Leistungserbringung zu sehen. Darüber hinaus existiert ein be-
sonderes Abhängigkeitsverhältnis: Die Kammern sind die „zuständigen Stellen“ (BBiG 
§ 71) bei der Dualen Berufsausbildung. Es handelt sich hier um ein wesentliches Ele-
ment des deutschen koordinierten Kapitalismus, das sich im internationalen Vergleich 
als erfolgreich erwiesen hat (Busemeyer/Trampusch 2011, S. 425). Die deutschen poli-
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tischen Parteien scheuen das Risiko, durch die Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft 
ein etabliertes institutionelles Arrangement anzugehen und in der Folge ggf. für höhere 
Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungsmängel verantwortlich gemacht zu werden. 

Die zweite Strategie des kammerkritischen Verbands bestand in der Unterstützung 
lokaler ‚Oppositionsgruppen‘, das heißt von Unternehmer/innen, die sich bei Vollver-
sammlungswahlen als Alternative zur bisherigen Tätigkeit der jeweiligen IHK zur Wahl 
stellten: Dies erfolgte beispielsweise in Berlin, Kassel und Schwerin. Besonders war 
hier die Vollversammlungswahl der Handelskammer Hamburg im Februar 2017. Bei 
dieser gewannen die als Kammerkritiker „Wir sind die Kammer“ angetretenen Kandi-
dat/innen 55 von möglichen 58 Sitzen. Zugleich hatte sich die Wahlbeteiligung deut-
lich erhöht, nämlich auf 17,6% gegenüber 9,6% in 2014. Es fand also eine lokale Poli-
tisierung der funktionalen Selbstverwaltung statt. 

Die dritte Strategie bestand in der bereits skizzierten Klagetätigkeit, die dahinge-
hend erfolgreich war, dass die Interessenartikulation der IHKn eingehegt worden ist. 
Sie hat sich jedoch im Sinne des eigentlichen politischen Ziels (Abschaffung des Bei-
tragszwangs) nicht durchgesetzt. 

Der schwache institutionelle Wandel des deutschen öffentlich-rechtlichen Kam-
mersystems ist wie folgt zu erklären: Auf seiner dynamischen Seite (Wandel) sind die 
Organisierung von klein- und mittelständischen Unternehmen und die strategischen 
Kompetenzen der kammerkritischen Bewegung prägend. Auf seiner stabilisierend-
pfadabhängigen Seite wird die Entwicklung durch den großen programmatischen Kon-
sens bei den deutschen Parteien hinsichtlich der Delegation der Leistungserbringung 
und der (einhergehenden) Dependenz von der funktionalen Selbstverwaltung bei poli-
tisch kritischen Gütern (vor allem der Dualen Berufsausbildung) bestimmt. Anders als 
in Frankreich hat es keine Neubestimmung der Prinzipal-Agenten Beziehung zwischen 
Regierung und funktionaler Selbstverwaltung gegeben.  

7 Politics, Verwaltungsreformen und Mitgliedermobilisierung – 
Mechanismen des institutionellen Wandels 

Der explorative „diverse cases“-Vergleich hat die Unterschiedlichkeit der Dynamiken 
in den EU-Mitgliedstaaten hervorgehoben. Die Fälle stehen beispielhaft für drei unter-
schiedliche Ausprägungen des institutionellen Wandels öffentlich-rechtlicher CoC in 
Europa und zugleich für unterschiedliche Kombinationen von Einflussfaktoren.  

Bei aller Unterschiedlichkeit zeigt sich in allen drei Ländern eine gemeinsame 
Ausgangsbedingung des institutionellen Wandels, nämlich der (partielle) Rückgang der 
Unterstützung für die CoC in Teilen der Mitgliedschaft. Aufgrund der Pflichtmitglied-
schaft ist ein Exit nicht möglich (Traxler 1986: 175). Die Artikulation der Unzufrie-
denheit kann über interne Voice, also die Nutzung der Kommunikationsmöglichkeiten 
in den gewählten Gremien der funktionalen Selbstverwaltung, oder die Politisierung 
der Pflichtmitgliedschaft in dem Sinne erfolgen, dass für eine Austrittsmöglichkeit mo-
bilisiert wird (Sack/Fuchs 2016; s.a. Hirschman 2004). Da die CoC als Agenten von 
Parlament und Regierung (als Prinzipale) mit der „participation in public policy“ 
(Traxler 2010, S. 161) beauftragt worden sind, sind die politischen Parteien und die 
Exekutive ebenfalls relevant für die Artikulation etwaiger Unzufriedenheit.  
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Die drei Fälle zeigen nun unterschiedliche externe und interne Artikulationen der 
Unzufriedenheit. In Ungarn war es eine politische Partei, welche den weiteren Prozess 
bestimmte, in Frankreich waren es die Regierungen mit parteipolitisch unterschiedli-
cher Couleur und in Deutschland eine kammerkritische Bewegung. Davon ausgehend 
zeigen die drei Fälle drei unterschiedliche Dynamiken: 

Der politics-getriebene Mechanismus ist dadurch gekennzeichnet, dass die schlech-
te Leitungserbringung der Kammern zur Unzufriedenheit eines bestimmten Elektorats 
führt und diese von einer politischen populistisch agierenden ‚Anti-Establishment-
Partei‘ zwecks Wählerstimmenmaximierung genutzt wird. Nach Gewinn der politi-
schen Mehrheit wird eine Strategie des Majoritanismus verfolgt (Dresden/Howard 
2016), mit der die Elite der siegreichen Partei den Machterhalt durch die Konzentration 
der exekutiven Ressourcen, die Minimierung der Kontrolle der Exekutive (etwa durch 
Justiz und Medien) und die Einschränkung gesellschaftlicher Assoziationen und Kör-
perschaften anstrebt.  

Im verwaltungsreform-getriebenen Mechanismus sind die Prinzipal-Agenten Be-
ziehung und die konkrete Delegationsbeziehung ausschlaggebend (Jensen/Meckling 
1976; Ebers/Gotsch 2014). Die Unzufriedenheit mit den Kammern wurde zunächst 
durch eine Veränderung der Dependenzbeziehung bearbeitet, insofern das Leistungser-
bringungsmonopol der Agenten (Kammern) durch die Einführung von Wettbewerb ab-
geschafft wurde. In einem zweiten Schritt wurden finanzielle Anreizmechanismen ein-
geführt (Holmstrom/Milgrom 1991, Vincent-Jones 2006). Prägend für die Transforma-
tion war schließlich, dass die Kammerreformen ein Element unter anderen der generel-
len territorialen Staatsreform waren, sich also an dessen grundsätzliche Logik anzupas-
sen hatten. Entscheidend sind die staatlichen Verwaltungsreformstrategien, die teilwei-
se intentional auf die Performanz der Kammern reagieren, teilweise aber der Eigenlo-
gik von Territorialreformen und dem Prinzip der Kongruenz körperschaftlicher Räume 
folgen. 

Im mitglieder-getriebenen Mechanismus zeigt sich die soziale Polarisierung der 
Mitgliedschaft durch die Konstitution eines organisationsinternen „aufständischen“ 
„Agenten des Wandels“, welcher „consciously seek to eliminate existings institutions 
or rules […] by actively and visibly mobilizing against them“ (Mahoney/Thelen 2010, 
S. 23). Die assoziative Organisationsfähigkeit, das Bewusstsein, politisch etwas aus-
richten zu können (political efficacy) und die strategischen Kompetenzen der Ver-
bandsführung sind die wesentlichen Momente der Dynamik. Diese organisationsinter-
nen „Agenten des Wandels‘ sind aber auf Resonanz sowohl im politischen als auch im 
juridischen Raum angewiesen.  

Politics, Verwaltungsreform und Mitglieder – Fazit  

Warum kommt es zu institutionellem Wandel der öffentlich-rechtlichen Kammersys-
teme in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union? Dies war die Ausgangsfrage des 
Artikels. Dabei sind die unterschiedlichen Ausprägungen des Wandels erklärungsbe-
dürftig. Im Anschluss an den Überblick über die Veränderungen wurde ein „diverse 
cases“-Vergleich durchgeführt, um die Reformen erklären zu können (Beach/Pedersen 
2013, S. 18-21). Der radikale institutionelle Wandel des ungarischen Kammersystems 
(Abschaffung der Mitgliedschaft) folgte dabei einer politics-getriebene Dynamik, in 
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der die Unzufriedenheit mit der Leistungserbringung der Organisation mit dem Wahl-
kampfkalkül einer konservativ-nationalistischen Partei, deren Wahlsieg und deren ma-
joritär geprägten Strategie kombiniert wurde, die exekutiven Befugnisse (auch in der 
Wirtschaftspolitik) zu konzentrieren und gesellschaftliche Assoziationen zu marginali-
sieren. Die in einem mittleren Grad ausgeprägten Veränderung des französischen Kam-
mersystems folgen einer Verwaltungsreformdynamik, in der die Unzufriedenheit mit 
der Leistungserbringung von den Regierungen durch die Einführung von Wettbewerbs- 
und Anreizmechanismen strategisch bearbeitet wird und die CCI zugleich an die staat-
lichen Territorialreformen angepasst werden. Damit veränderten sich Aufgaben, Zu-
schnitt und Machtressourcen, aber die Pflichtmitgliedschaft blieb grundsätzlich erhal-
ten. Der schwache institutionelle Wandel des deutschen Kammersystems ist insofern 
pfadabhängig, als die maßgeblichen politischen Parteien einen programmatischen Kon-
sens zur polyzentralen Verwaltungsstruktur aufweisen und insbesondere die Duale Be-
rufsausbildung die Kammern als wesentliche Leistungserbringer beinhaltet. Dynami-
siert wurden die deutschen IHKn durch eine mitglieder-getriebene Dynamik, in der die 
politischen Kompetenzen eines kammerkritischen Interessenverbands mit der Reso-
nanz bei den (Verwaltungs-) Gerichten kombiniert wurden.  

Mit dem Vorgehen in zwei Schritten (quantitativer Überblick, „diverse cases“-
Vergleich) wird insofern ein Fortschritt in der Forschung zur funktionalen Selbstver-
waltung markiert, als diese europäisch vergleichende Empirie bislang ebenso wenig 
vorlagen wie Einsichten in die drei genannten Mechanismen. Allerdings sind auch die 
Grenzen des Vorgehens zu markieren. Dieses hat insbesondere die Varianz der Kam-
merentwicklung betont und induktiv Mechanismen identifiziert. Zur Validierung der 
benannten Mechanismen stehen theorietestenden Fallstudien aus, mit denen geklärt 
werden kann, ob die benannten Erklärungsfaktoren auch in anderen Kombinationen mit 
ähnlichen oder unterschiedlichen Ergebnissen vorkommen können.  

Anmerkungen 
 

1 Das Jahr 1995 wurde als ein Zeitpunkt gewählt, an dem die erste institutionelle Konsolidierung in den 
mittel- und osteuropäischen Staaten erfolgt war. 

2 Diese wurden vom Autor 2016 aktualisiert.  
3 Im Projekt „Stability and Change of Commerce in European Comparison“ wurden der länderspezifi-

sche institutionelle Wandel in Dänemark, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Österreich, Polen, 
Spanien und Ungarn von Patrick Bernhagen, Robert J. Bennett, Ferdinand Karlhofer, Urszula 
Kurczewska, Ivàn Medina, Joquim Molin, Christine Quittkat, Karsten Ronit, Detlef Sack, Péter Kris-
ztián Zachar und Ulrich Zellenberg bearbeitet. Der Deutschen Forschungsgemeinschaft wird für die 
Finanzierung gedankt. Die Ergebnisse des Projekts sind nachzulesen in Sack 2017. 

4 Der öffentlich-rechtliche Status kann zu Vorteilen bei der Zuweisung öffentlicher Aufgaben, steuer-
rechtlichen Behandlung und Beteiligung an Konsultationen der Exekutive und Legislative führen.  

5 Im Beobachtungszeitraum wurde aber in Serbien ein öffentlich-rechtliches Kammersystem etabliert.  
6 Nicht ersichtlich sind in Tab. 2 jene Fälle mit erfolglosen Initiativen für einen institutionellen Wandel. 

So gab es im Beobachtungszeitraum seit 1995 sowohl in Großbritannien als auch in Polen Bestrebun-
gen, eine Pflichtmitgliedschaft für CoC einzuführen, die jedoch in den konservativ-säkularen Parteien 
nicht akzeptiert, vor allem aber von den existierenden Wirtschaftsverbänden bekämpft wurden. 

7 Die besonderen Schwierigkeiten der mittel- und osteuropäischen CoC bestanden während der polit-
ökonomischen Transformation darin, dass sie erstens mit erheblichen politischen Turbulenzen im Sin-
ne der häufigen Neugründung von Parteien und Regierungswechseln wie auch mit wechselnden wirt-
schaftspolitischen Prioritäten befasst waren. Zudem waren ihre Mitgliedschaft und ihre Kunden, also 
die Unternehmen, mit der Etablierung in einem unsteten Markt konfrontiert und dabei auch einem ra-
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schen Wandel von Erfordernissen an die Dienstleistungserbringung unterworfen (Möllering 2003; 
Vambery/Mayer 2005; Crowley/Stanojevic 2011; Zachar/Strausz 2014).  

8 Fiatal Demokraták Szvetsége, Bund junger Demokraten 
9 Es gibt für andere europäische Länder keine Hinweise darauf, dass Unzufriedenheit bei den Kammer-

mitgliedern zu einer ähnlichen themenspezifischen Bewegung bzw. einem Verband geführt hat. 
10 In der durch Kleinunternehmen geprägten sozialen Struktur der Mitgliedschaft zeigt sich die oben ge-

nannte Polarisierung zwischen Unternehmen. 
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